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VORARLBERGER 

LANDESGESETZBLATT 
Jahrgang 2018  Ausgegeben am 29. November 2018 

58. Verordnung: Pflanzenschutzmittelverordnung, Änderung 

Verordnung 
der Landesregierung über eine Änderung der Pflanzenschutzmittelverordnung1 

Auf Grund des § 10 Abs. 3 des Pflanzenschutzgesetzes, LGBl.Nr. 58/2007, in der Fassung 
LGBl.Nr. 62/2012 und Nr. 27/2018, wird verordnet: 

Die Pflanzenschutzmittelverordnung, LGBl.Nr. 15/2014, in der Fassung LGBl.Nr. 21/2018, wird wie 
folgt geändert: 

1. Im § 1 Abs. 1 lit. b wird nach der Z. 2 folgende Z. 3 und 4 eingefügt: 

 „3. auf dem Gelände öffentlich zugänglicher Freizeit- und Kinderspielplätze, Park- und 
Gartenanlagen sowie Sportanlagen, ausgenommen Wettkampf- und Trainingsflächen, 

 4. auf dem Freigelände von Krankenanstalten, Pflegeeinrichtungen, Schulen, Kindergärten und 
sonstigen der Betreuung von Kindern dienenden Einrichtungen,“ 

2. Im § 1 Abs. 1 lit. b werden die bisherigen Z. 3 und 4 als Z. 5 und 6 bezeichnet. 

3. Im § 1 Abs. 1 lit. b wird in der nunmehrigen Z. 6 am Ende der Punkt durch einen Beistrich ersetzt und 
folgende Z. 7 eingefügt: 

 „7. mit dem Wirkstoff Streptomycin.“ 

4. Der § 1 Abs. 2 lautet: 

„(2) Vom Verbot des Abs. 1 lit. b Z. 1 bis 4 ausgenommen ist die Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln, welche als Pflanzenschutzmittel mit geringem Risiko gemäß Art. 47 der 
Verordnung (EG) 1107/2009 über das Inverkehrbringen von Pflanzenschutzmitteln zugelassen sind oder 
dem Anhang II der Verordnung (EG) 889/2008 mit Durchführungsvorschriften zur Verordnung (EG) 
Nr. 834/2007 über die ökologische/biologische Produktion und die Kennzeichnung von 
ökologischen/biologischen Erzeugnissen hinsichtlich der ökologischen/biologischen Produktion, 
Kennzeichnung und Kontrolle entsprechen; dies gilt jedoch nur insoweit, als diese Pflanzenschutzmittel 
keine gefährlichen Stoffe und Gemische im Sinne des § 4 Abs. 1 des Chemikaliengesetzes 1996 
darstellen. Die Verwendung der vom Verbot ausgenommenen Pflanzenschutzmittel ist soweit wie 
möglich zu verringern; biologische Bekämpfungsmaßnahmen ohne Verwendung von 
Pflanzenschutzmitteln sind zu bevorzugen.“ 

5. Im § 1 Abs. 3 wird der Ausdruck „Abs. 1 lit. b Z. 3“ durch den Ausdruck „Abs. 1 lit. b Z. 5“ ersetzt. 

6. Im § 1 entfällt der Abs. 5; die bisherigen Abs. 6 und 7 werden als Abs. 5 und 6 bezeichnet. 

7. Im nunmehrigen § 1 Abs. 5 wird der Ausdruck „Abs. 1 lit. b Z. 4“ durch den Ausdruck „Abs. 1 lit. b 
Z. 5 und 6“ ersetzt. 

                                              
1
 Diese Verordnung dient der Umsetzung der Richtlinie 2009/128/EG. 
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8. Der § 2 lautet: 

„§ 2 
Ausnahmebewilligung 

(1) Von den Verboten gemäß § 1 Abs. 1 lit. b Z. 1 bis 5 sowie Z. 7 kann die Bezirkshauptmannschaft 
auf schriftlichen Antrag mit Bescheid Ausnahmen bewilligen. Ausnahmen vom Verbot gemäß § 1 Abs. 1 
lit. b Z. 7 können nur vom Betreiber einer Kernobstbau-Ertragsanlage beantragt werden. 

(2) Der Antrag hat zu enthalten: 

 a) die Begründung für die Notwendigkeit einer Ausnahme gemäß Abs. 1, 

 b) die Grundstücke und das Ausmaß der Fläche, die behandelt werden sollen, 

 c) die Menge des Pflanzenschutzmittels, die verwendet werden soll, 

 d) soweit eine Ausnahme vom Verbot gemäß § 1 Abs. 1 lit. b Z. 1 bis 5 beantragt wird, die 
Bezeichnung und die Wirkstoffe des Pflanzenschutzmittels, welches verwendet werden soll und 
den Zeitraum der geplanten Verwendung, sowie 

 e) soweit eine Ausnahme vom Verbot gemäß § 1 Abs. 1 lit. b Z. 7 beantragt wird, die Lage der 
Kernobstbau-Ertragsanlage und die Verwendung von abtriftmindernden Pflanzenschutzgeräten 
bzw. geräteteilen. 

(3) Dem Antrag sind in zweifacher Ausfertigung Pläne in einem hierzu geeigneten Maßstab 
beizuschließen, aus welchen 

 a) die Lage der Flächen, die mit einem Pflanzenschutzmittel behandelt werden sollen, und 

 b) sofern vorhanden, die im Zulassungsbescheid nach dem Pflanzenschutzmittelgesetz 2011 
vorgeschriebenen Mindestabstände zu Wohngebäuden und Oberflächengewässern 

ersichtlich sind. 

(4) Die Bewilligung nach Abs. 1 darf nur erteilt werden, wenn die beantragte Ausnahme von einem 
Verbot nach 

 a) § 1 Abs. 1 lit. b Z. 1 bis 4 zum Schutz der Gesundheit von Menschen oder der Umwelt unbedingt 
notwendig ist; 

 b) § 1 Abs. 1 lit. b Z. 5 zur Verhinderung der Verbreitung von Pflanzenkrankheiten und 
Pflanzenschädlingen unbedingt notwendig ist; oder 

 c) § 1 Abs. 1 lit. b Z. 7 bei Feuerbrand oder der Gefahr des Auftretens von Feuerbrand, zu dessen 
Bekämpfung in einer Kernobstbau-Ertragsanlage unter Berücksichtigung der Auswirkungen auf 
die Gesundheit von Menschen und die Umwelt unbedingt notwendig ist, die Ausbreitung des 
Schadorganismus mit anderen Mitteln nicht ausreichend eingedämmt werden kann und für das 
Pflanzenschutzmittel ein Zulassungsbescheid gemäß Art. 53 der Verordnung (EG) 1107/2009 
besteht. 

(5) Soweit erforderlich, ist eine Bewilligung nach Abs. 1 unter Vorschreibung von Auflagen, 
Bedingungen und Befristungen zu erteilen. In der Ausnahmebewilligung vom Verbot gemäß § 1 Abs. 1 
lit. b Z. 7 ist vorzusehen, dass die im Zulassungsbescheid nach Art. 53 der Verordnung (EG) 1107/2009 
festgesetzten Bedingungen und Auflagen, Anwendungsbestimmungen und Angaben zur Einstufung und 
Kennzeichnung einzuhalten sind; darüber hinaus ist diese Bewilligung mit jenem Zeitpunkt zu befristen, 
der im Zulassungsbescheid nach Art. 53 der Verordnung (EG) 1107/2009 vorgesehen ist. 

(6) Die Bezirkshauptmannschaft hat Bescheide nach Abs. 1 der Landwirtschaftskammer zur 
Kenntnis zu bringen. 

(7) Über Verlangen der Bezirkshauptmannschaft hat die Landwirtschaftskammer die Eigentümer 
von Bienenständen, die im Umkreis von fünf Kilometern um jene Flächen einer Kernobstbau-
Ertragsanlage liegen, die aufgrund eines Bescheides gemäß Abs. 1 mit einem Pflanzenschutzmittel gemäß 
§ 1 Abs. 1 lit. b Z. 7 behandelt werden dürfen, über die Erteilung einer Bewilligung und während der 
Kernobstblüte 48 Stunden vor einem möglichen erstmaligen Einsatz, danach laufend, bei hoher 
Infektionsgefahr täglich, über die Prognosen eines Einsatzes sowie eines durchgeführten Einsatzes zu 
informieren. Diese Information ist auch der Bezirkshauptmannschaft zur Kenntnis zu bringen.“ 

Für die Vorarlberger Landesregierung: 
Der Landeshauptmann: 

M a g .  M a r k u s  W a l l n e r  
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